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innert an ihre Resolutionen 58/153 vom 22. Dezember 2003,
58/270 vom 23. Dezember 2003, 59/170 vom 20. Dezember
2004 und 60/129 vom 16. Dezember 2005, unter anderem be-
treffend die Anwendung von Ziffer 20 der Satzung des Amtes,
und fordert die Regierungen und die anderen Geber nach-
drücklich auf, umgehend auf die von dem Amt erlassenen jähr-
lichen Appelle und die Zusatzappelle zur Deckung des Mittel-
bedarfs für seine Programme zu reagieren; 

24. fordert das Amt des Hohen Kommissars auf, durch
verstärkte Zusammenarbeit mit den traditionellen staatlichen
Gebern, nichttraditionellen Gebern und dem Privatsektor sei-
nen Geberkreis auszuweiten, um eine bessere Lastenteilung zu
erreichen;

25. ersucht den Hohen Kommissar, der Generalver-
sammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über seine
Tätigkeit Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 61/138
Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/436, Ziff. 21)15.

61/138. Neue internationale humanitäre Ordnung
Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolution 59/171 vom 20. Dezem-

ber 2004, alle früheren Resolutionen betreffend die Förderung
einer neuen internationalen humanitären Ordnung16 sowie alle
einschlägigen Resolutionen, insbesondere Resolution 46/182
vom 19. Dezember 1991, über die verstärkte Koordinierung
der humanitären Nothilfe der Vereinten Nationen und die da-
zugehörige Anlage,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den Anstrengun-
gen, die das System der Vereinten Nationen fortlaufend unter-
nimmt, um seine eigenen Kapazitäten und die seiner Mitglied-
staaten zur Gewährung von Hilfe an die Opfer humanitärer
Notlagen zu erhöhen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs17,

1. erkennt an, dass es geboten ist, die nationalen, regio-
nalen und internationalen Anstrengungen zur Bewältigung hu-
manitärer Notlagen weiter zu verstärken;

2. bittet die Mitgliedstaaten, das Sekretariats-Amt für
die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten, die zustän-
digen Stellen des Systems der Vereinten Nationen sowie zwi-
schenstaatliche und nichtstaatliche Organisationen, darunter

das Unabhängige Büro für humanitäre Fragen, im Hinblick auf
die weitere Ausarbeitung einer Agenda für humanitäre Maß-
nahmen ihre Aktivitäten und ihre Zusammenarbeit zu verstär-
ken;

3. ersucht den Generalsekretär, die Anstrengungen im
humanitären Bereich weiter zu verstärken und der Generalver-
sammlung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung darüber Be-
richt zu erstatten.

RESOLUTION 61/139

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/436, Ziff. 21)18.

61/139. Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebe-
ne in Afrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf das Übereinkommen der Organisation
der afrikanischen Einheit von 1969 zur Regelung der spezifi-
schen Aspekte der Flüchtlingsprobleme in Afrika19 und die
Afrikanische Charta der Menschenrechte und Rechte der Völ-
ker20,

erneut erklärend, dass das Abkommen von 1951 über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge21 zusammen mit dem dazuge-
hörigen Protokoll von 196722, ergänzt durch das Übereinkom-
men der Organisation der afrikanischen Einheit von 1969,
auch weiterhin die Grundlage des Regimes für den internatio-
nalen Rechtsschutz der Flüchtlinge in Afrika bildet, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs23 und dem Bericht des Hohen Flüchtlingskommissars der
Vereinten Nationen24;

2. stellt fest, dass die afrikanischen Staaten entschlossen
gegen die tieferen Ursachen aller Formen der Vertreibung in
Afrika vorgehen und auf dem gesamten afrikanischen Konti-
nent Frieden, Stabilität und Wohlstand fördern müssen, um
Flüchtlingsbewegungen vorzubeugen;

15 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Aserbaidschan, Bangladesch, Benin, Bosnien
und Herzegowina, Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo,
Dschibuti, Irak, Jordanien, Kenia, Komoren, Kongo, Libanon, Marokko,
Nigeria, Pakistan, Philippinen, Thailand und Zentralafrikanische Repu-
blik.
16 Resolutionen 36/136, 37/201, 38/125, 40/126, 42/120, 42/121, 43/129,
43/130, 45/101, 45/102, 47/106, 49/170, 51/74, 53/124, 55/73 und
57/184.
17 A/61/224.

18 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Aserbaidschan, Bangladesch, Barbados, Belgi-
en, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Do-
minica, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finn-
land, Georgien, Griechenland, Indonesien, Irland, Island, Italien, Japan,
Kanada, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Namibia (im Namen
der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe
der afrikanischen Staaten sind), Niederlande, Norwegen, Österreich, Po-
len, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowenien, Tschechische Republik,
Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zy-
pern. 
19 United Nations, Treaty Series, Vol. 1001, Nr. 14691. 
20 Ebd., Vol. 1520, Nr. 26363. 
21 Ebd., Vol. 189, Nr. 2545. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1953 II
S. 559; LGBl. 1956 Nr. 15; öBGBl. Nr. 55/1955; AS 1955 443.
22 Ebd., Vol. 606, Nr. 8791. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1969 II
S. 1293; LGBl. 1986 Nr. 75; öBGBl. Nr. 78/1974; AS 1968 1189.
23 A/61/301.
24 Official Records of the General Assembly, Sixty-first Session, Supple-
ment No. 12 (A/61/12).




